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Teil B

zur Änderung des Einheitlichen Bewertungsmaßstabes (EBM)

mit Wirkung zum 1. Januar 2027

1. Änderung der Bezeichnung des Abschnitts 1.4 EBM

1.4 Besuche, Visiten, Prüfung der häuslichen Krankenpflege, Verordnung besonderer
Behandlungsmaßnahmen, Verwaltungskomplex, telefonische Beratung,
Konsultationspauschale, Verweilen, Beratung zur Organ- und Gewebespende

2. Streichung der siebten Bestimmung zum Abschnitt 1.4 EBM. Die bisherige achte
Bestimmung wird zur siebten Bestimmung.

3. Streichung der Gebührenordnungsposition 01480 im Abschnitt 1.4 EBM und im
Anhang 3 zum EBM
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Teil B

zur Änderung des Einheitlichen Bewertungsmaßstabes (EBM)
mit Wirkung zum 1. Januar 2027

1. Rechtsgrundlage

Die Kassenärztliche Bundesvereinigung und der GKV-Spitzenverband vereinbaren
gemäß § 87 Abs. 1 Satz 1 SGB V im Bewertungsausschuss den Einheitlichen
Bewertungsmaßstab (EBM).

2. Regelungshintergrund

Der Artikel 1 Nr. 31 lit. c des Gesetzes zur Stabilisierung der Beitragssätze in der
gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz) vom
24. Juli 2026 tritt mit Wirkung zum 1. Januar 2027 in Kraft. Mit dem Inkrafttreten entfällt
durch die Änderung von § 87 Abs. 2b Satz 5 SGB V zum 1. Januar 2027 die rechtliche
Grundlage für eine Vergütung der ärztlichen Beratung nach § 2 Abs. 1a des
Transplantationsgesetzes (TPG) über die Organ- und Gewebsspende sowie über die
Möglichkeit, eine Erklärung zur Organ- und Gewebsspende im Register nach § 2a des
TPG abgeben, ändern und widerrufen zu können.

3. Regelungsinhalt

Mit dem vorliegenden Beschluss Teil B streicht der Bewertungsausschuss aufgrund der
geänderten gesetzlichen Vorgaben die Gebührenordnungsposition 01480 (Beratung
über Organ- und Gewebespenden). Die Pflicht des Vertragsarztes zur Durchführung der
entsprechenden Tätigkeiten in den rechtlich vorgegebenen Fällen bleibt hiervon
unberührt.

4. Inkrafttreten

Der Beschluss Teil B tritt mit Wirkung zum 1. Januar 2027 in Kraft.


